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Amtliches. 


Berlin, 25. Januar. Der Kaiſer und König hat den Zivil⸗ 
Ingenieur Veitmeyer zu Berlin zum nicht ſtändigen Mitgliede des 
Patentamts ernannt. 


Depeſchen üßer den Krieg im Orient. 

1. Von den Kriegsſchauplätzen. 
Petersburg, 25. Januar. Offizielles Telegramm aus Kaſanlik, 
den 23. d. Nachmittags 2 Uhr: f 
In den Gefechten mit den Baſchibozuks und kleineren türkiſchen 

Kavallerie⸗Detachements vor der Bene von Adrianopel betrug 
der Verluſt des Generals Strukoff 2 Offiziere und gegen 15 Soldaten 
verwundet und 4 Soldaten todt Ungeachtet des ununterbrochenen zehntä⸗ 
gigen Marſches über mit Schnee bedeckte Wege, bei ſtarkem Winde 
und einer Kälte von 10 Grad, und bei beſtändigen Gefechten hatte 
die Kavallerie des Generals Strukoff weder Kranke noch Zurückge⸗ 
bliebene. Adrianopel war von Achmet Ejuh Paſcha mit feinen 2000 
Mann Infanterie eilig geräumt worden, nachdem derſelbe das Pul 
verdepot, das Arſenal und den alten Sultansſerail hatte in die Luft 
ſprengen laſſen. Vor dem Einrücken des Generals Strukoff in Adria⸗ 
nopel war das Arſenal und der größte Theil des Depots geplün⸗ 
dert worden. Die zurückziehenden Baſchibozuks und Tſcherkeſſen 
begannen die benachbarten Dörfer zu plündern und die Bewohner 
derſelben niede zumetzeln. Die Rettung der Stadt vor einer gänz⸗ 
lichen Plünderung iſt allein der Energie und Entſchiedenheit des Ge⸗ 
nexrals Strukoff zu verdanken, welchem es nur mit ſehr großer Mühe 
gelang, die aufgeregten Volksmaſſen zu berubigen und welcher den 
in der Umgegend berumftreifenden Baſchibozuks Schrecken einflößte. 
General ef, führte perſönlich Patrouillen in der Stadt herum. 
Die Einwohner find dem General überaus dankbar. In Adrianopel 
ſind von den ruſſiſchen Truppen 26 Geſchütze großen Kalibers er⸗ 
beutet worden. Bei dem Arſenale waren von den Türken 20 Offi 
ziere und 73 Soldaten zurückgelaſſen worden. Bebufs Adminiſtration 
der Stadt ſetzte General Strukoff eine proviſoriſche Kommiſſion aus 
Repräſentanten der verſchiedenen Nationen, hauptſächlich aus Geiſt⸗ 
lichen, unter dem Vorſitze des Erzbiſchofs von Adrianopel eines ehe⸗ 
5 Böplings der Akademie in Kiew ein. Am 22. d. traf General 
Skobeleff II. in Adrianopel ein. Derſelbe beſtätigte alle Maßregeln 
des Generals Strukoff, entſandte dieſen ſofort mit einem Kavallerie⸗ 
Detachement gegen Kirkilliſſa, Lüle und Burgas vor und dirigirte die 

” Garde⸗Kavallerie genen Demotika. Die Führung der gefammten Ka⸗ 

vallerie wurde dem Gereral Doktuxow anvertraut. Am 22. d., Nach⸗ 

mittags 2 Uhr, ſollte in Adrianopel das Wladimirſche Regiment ein⸗ 

treffen. An demſelben Tage zogen daſelbſt das g 

und ur⸗ 
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in den Kaſernen der Außenforts einquartiert General Skobeleff 
nahm im Gouverneurskonak Wohnung. Die telegraphiſche Verbin⸗ 
dung zwiſchen Adrianopel und Hermanli iſt wieder hergeſtellt — Ge: 
neral Gurko meldet, daß die Zahl der von ihm erbeutet en Geſchütze 
110, nicht 97 betrage. 


1 Wien, 25 Januar. Ein Telegramm aus Bukareſt von heute 
meldet: Die Feſtung Widdin wird ununterbrochen von den Rumänen 
5 bombardirt, der Sturm gilt für nabe bevorſtehend. Neue große ruſ⸗ 
ſiſche Truppen⸗Nachſchübe rücken in Rumänien ein. — Die „Polit. 
Korreſp.“ bringt endlich ein Telegramm aus Belgrad von heute, nach 
welchem heftige Kämpfe um Priſtina ftattfinden, die bisher noch ohne 
Entſcheidung blieben, doch ſollen ſich die Serben in der Uebermacht 
befinden. 
II. Vorgänge in den kriegführenden Staaten 
Petersburg, 25 Jan. Das „Journal de St. Petersbourg“ erhebt 
Anklage gegen die türkiſche Regierung, welche die muſelmänniſche Be⸗ 
völkerung in den Provinzialſtädten zu unnützen Brandſtiftungen und 
Plünderungen veranlaßt habe, wodurch gegenſeitige Grauſamkeiten 
zwiſchen Muſelmännern und Chriſten heraufbeſchworen ſeien. Dieſe 
Grauſamkeiten ſeien weſentlich dadurch veranlaßt worden, daß man 
die flüchtende Bevölkerung nicht den ſich zurückziehenden Truppen habe 
voraufgehen laſſen. Das Journal wirft die Frage auf, ob dies das 
Verhalten einer Regierung ſei, welche durch Artikel 7 des Pariſer 
Vertrages an den Vortheilen des öffentlichen Rechtes und des euro⸗ 
päiſchen Konzertes partizipire. Das Journal unterwirft alsdann die 
Artikel 7, 8 und 9 des Pariſer Vertrages einer Prüfung 
und weiſt nach, daß dieſer Vertrag in keiner Weiſe das 
Verbot eines direkten Friedensſchluſſes zwiſchen der Tür⸗ 
N kei und einer der Signuatarmächte enthalte, beſonders nach⸗ 
5 dem die Mächte bereits ſeither in Gemäßheit des Artikels 8 
5 alles aufgeboten bätten, um die nunmehr eingetretene Eventualität 
In zu verhindern. Das Journal wiederholt am Schluſſe des Artikels 
im Sinne der „Berliner Provinzial⸗Korreſpondenz“, daß die Mitwir⸗ 
kung und das Einverſtändniß der Mächte für die Löſung der Fragen, 
welche die europäiſchen Intereſſen beträfen, erforderlich fei. 
Petersburg, 25. Januar. Die „Agence Ruſſe“ bringt einen 
Artikel, in welchem fie erklärt, daß die ruſſiſche Regierung in dem⸗ 
ſelben Maße wie England den Wunſch hege, Mißverſtändniſſe zu 
5 vermeiden. Die „Agence“ kennzeichnet beſonders das Spiel, das die 
Pforte treibe, die Dinge behufs Heramiehung der Intervention Eng⸗ 
g lands und Europas zum Aeußerſten zu bringen. Rußland habe 
immer oſſüiell erklärt, daß die Annahme der Fried nspräliminarien 
der Einſtellung der Feindſeligkeiten vorausgehen muſſe. Die Pforte 
babe bisber die Verbandlungen in die Länge gezogen, damit die ruſſi⸗ 
ſchen Truppen inzwiſchen auf Konſtantinopel marſchirten, indem fie fo 
boffe, England in Aktion zu bringen. Die „Agence“ weiſt auf den 
Widerſpruch hin, der darin liege, daß nach vorliegenden Nachrichten 
die Bevollmächtigten der Pforte die ruſſiſchen Bedingungen ad refe- 
rendum nehmen, während die Pforte Europa angekündigt babe, daß 
ihre Delegirten mit den umfaſſendſten Vollmachten zum ſofortigen 
Friedensabſchluſſe ausgerüftet ſeien. Bei dem Hinziehen der Verhand⸗ 
ungen rechne die Pforte darauf, daß auch Griechenland inzwiſchen in 
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Einundachtzigſter ahrgang. 


Sonnabend, 26. Fannar 
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Epirus und Theſſalien einfalle und daß fo ein Friedensſch uß auf ge⸗ 
mäßigten Bedingungen erſchwert werde. Ueber ſolchen Manövers der 
Pforte müſſe doch das Intereſſe ſtehen, die guten Beziehungen zwiſchen 
Rußland und England zu erhalten. 

„Politi⸗ 


Wien, 25, Januar. Ein Telegramm der 
ſchen Korreſpondenz“ aus Konſtantinopel vom 24. mel⸗ 
det: Rußland zeige ſich in manchen Details nachgie iger. 
Die Hoffnung auf das Zufandefommne des Waſſenſtill⸗ 
ftandes ſei im Zunehmen. (Wiederholt. ) 

Konſtantin opel, 25. Januar. Die Pforte nahm 
bereits mehrere Punkte der Friedensbedingungen an. Die 
Fragen wegen der Abgrenzung Bulgariens und der Er⸗ 
öffnung der Meerengen werden einem Congreſſe vorgelegt 
werden. (Wiederholt. 

Tondon, 25. Januar. Die Nachmittags⸗Ausgabe 
des „Daſly⸗Telegraph“ enthält ein Telegramm aus Pera, 
vom 25. d Morgens, deſſen Inhalt anderweitig noch un 
beftätigt iſt: Die türkiſchen Unterhändler erhielten ge⸗ 
ſtern Abend Ordre, die Friedens- Präl minarien zu unter⸗ 
zeichnen und glaube man der Waffenſtillſtand werde heute 
unterzeichnet werden. (Wiederholt. ) 

era, 25. Januar. Die „Kölniſche Zeitung“ bringt 
folgendes Telegramm von hier: Geſtern Nachmit⸗ 
tags nahm die Pforte alle ruſſiſchen Bedingungen an, 
und ertheilte den Bevollmächtigten die Weiſung, ihre Zu⸗ 
ſtimmung zu ertheilen. Heute wird in den Moſcheen ein 
Aufruf verleſen, um die Gemüther darauf vorzubereiten. 
Die ruſſiſchen Bedingungen werden ſtrengſtens geheim ge- 


halten. (Wiederholt.) 
Vom Landtage. 
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Referent der lan: Worzewski legt den Sad: 
verhalt und die in der Kommiſſion ſtattgehabte Erörterung dar und 
befürwortet die Anträge der Kommiſſion. Dieſelben gehen dahin: 
1) bezüglich der Beſchwerde wegen Aufforderung zur Einreichung von 
Inventar und Etat zur Tagesordnung überzugehen; 2) aber bezüglich 
der Verhängung von Geldſtrafen die Petitionen der königl. Staats⸗ 
Regierung zur Berückſichtigung und Abhilfe dahin zu überweiſen, da 
die bereits beigetriebenen Exekutivſtrafen zurückerſtattet werden: 3 
ſolle in Bezug auf die oben beſonders 1 Petition mit Aus⸗ 
nahme eines Punktes, zur Tagesordnung übergegangen, d. h. alſo 
anerkannt werden, daß ein Artikel der Geſchäftsanweiſung dem Ge⸗ 
ſetze über die ſtaalliche Verwaltung der Diözeſen widerſpreche. 8 10 
dieſes letzteren beſtimmt nämlich: „Die Kaſſen verwaltung und die 
Rechnungsführung iſt einem Kirchenvorſteher zu übertragen, welcher 
von dem Kirchenvorſtand gewählt wird. Durch Beſchluß des Kir⸗ 
chenvorſtandes kann ein demſelben nicht angehöriger beſonderer 
Rendant oder ane d werden. Ein ſolcher Ren⸗ 
dant oder Rechnungefüßrer gebört zu den Kirchendienern im Sinne 
des Geſetzes vom 12. Mai 1873.“ Hiernach ſei alſo der Vorſtand in 
der Wahl eines beſonderen Rendanten unbeſchränkt und be⸗ 
rechtigt, einen Geiſtlichen zu ernennen. } 

Außer dieſen Anträgen der Kommiſſion liegen noch drei andere 
vor. Abgg. Löwenſtein und Dr. Hänel ſchlagen vor, den erſten 
Kommiſſionsantrag durch folgenden zu erſetzen: „In Erwägung, daß 
es zwar angemeſſen erſcheint, den Kommiſſarien für die biſchöfliche 
Vermögens verwaltung zum Schutze der von ihnen in Ausübung ihrer 
Amisgewalt getroffenen, durch ihre geſetzliche Befugniſſe gerechtfertig⸗ 
ten Anordnungen eine angemeſſene Exetutivgewalt zu verleihen, daß 
aber nach Lage der Geſetzgebung das Recht der Ordnungsſtrafen und 
anderer Geldandrohungen ihnen nicht zuſteht und um deswillen die 
Erbebung von „ ſoweit dieſelbe ſtattgefunden hat, nicht 
17 8 erſcheint, beſchließt das Haus: die Petitionen der königl. 
Staatsregierung zur Berückſichtigung und Abhilfe zu 
überweifen.“ Frhr. v. Zedlitz zu Neukirch wünſcht dagegen be⸗ 
treffs deſſelben Punktes zu beſchließen, die Petitionen der kgl. Staats⸗ 
regierung mit der Aufforderung zu überweiſen, die geſetzliche 
Regelun der Erefutivbefugniife der Kommiſſarien für 
die biſchöfliche Vermögensverwaltung herbeiführen, und endlich v. 

rauchitſch bittet das Haus, über alle Petitionen zur Tagesord⸗ 
nung an e 
Zum Worte melden ſich 3 Redner gegen die Kommiſſionsan⸗ 
tige, 10 beg deen ſich gegen die Kommiſſionsan 
g. v Brauchitſch betont zunächſt die Wichtigkeit der zur 
Berathung ſtehenden An elegenbeit, deren Tragweite bedeutend über 
die den in Rede ſtehenden Petitionen zu Grunde liegenden thatſächli⸗ 
chen Verhältniſſe und Vorgänge hinaus reiche, denn es handle ſich um 
die Frage, ob es nothwendig ſei, daß jeder Staatsbeamte, der einen 
beſtimmken Auftrag durch ein Geſetz erhalten hat, auch zugleich durch 
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dieſes Geſetz beſtimmte Ex kutivbefugniſſe zugewieſen erhalte, um fei 
Obliegenheiten gewiſſenhaft erfüllen zu Re! Sole diefe Kane 
durch die heutige Abſtimmung in dieſem Falle verneint werden, dann 
ſei zu bedenken, ob nicht außer dem hier in Betracht zu ziehenden Ge⸗ 
ſetze auch eine Reihe anderer Gefege ähnliche Lücken aufweiſe Nach 
ſeiner, des Redners, Meinung folge allein aus dem Vollzugs rechte 
des Stagtes eo ipso, daß ein durch Geſetz mit gewiſſen Funktionen 
trauter Beamter auch die ihm angemeſſen und zur Durchführung noth⸗ 
Wer erfheinenden Mittel müſſe an wenden können. Die in Geſetzen 
über Exekutivpefugniſſe gegebenen Beſtimmungen hätten nicht den Sinn, 
dieſelben nur für die betreffenden Geſetze allein zu ertheilen, ſondern die 
— 4 han, Thel imme in 1 5 7 Fällen feſtzuſtelen. In Bezug 
0 mme er mit der joritä 
überein, welche den ſtaatlichen er eee 
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. Kommiſſarius für berechtigt eracht 

vom Kirchenvorſtand Inventar und Etat einzufordern, rüdſich lich — 
Exekutivmittel, welche im Weigerungsfalle zuſteben follen, differiren 
unſere Anſichten. Der Staat babe die Verwaltung übernommen, 
babe fie einem unmittelbaren Staatekommiſſar übergeben, habe die⸗ 
ſem geſetzlich Verwaltungsbefugniſſe ertheilt, ſollte er ihm die Mittel, 
dieſe auszuführen, vorenthalten wollen? Nach dem Allgemeinen 
Landrecht ſei es anerkannt, daß, wem das Geſetz ein Recht gewähre, 
dem gebe es auch die Mittel zur Ausübung deſſelben; dieſer Grund⸗ 
fag ſei auch im Staatsrecht anerkannt Das müßte doch ein felt- 
ſamer Staat fein, und ein ſeltſames Vollzugsrecht, wenn eine Auf⸗ 
ſahe nig zu Recht geſchehe und dieſer Aufforderung im Weigerungs⸗ 
alle nicht Nachdruck gegeben werden könne. Habe eine Regierung 
exekutiviſche Mittel, fo müſſe fie ein unmittelbarer Staatsbeamter, 
der der Staatsgewalt noch, näber ſtebe, um fo mehr beſitzen. Er 
bittet daher das Haus, in Beiug auf alle Punkte die Bebörde als 
Ah bu: rk her ger nase und dies durch Ueber⸗ 

rdnung un ehnung a i j 

delten 1 g aller ſonſtigen Anträge zu 
Abg. Freund tritt zunächſt gegen die Anſicht des Vorredn 

ein, indem er bervorhebt, es bandle ſich hier um ein fehr inte 
durch Artikel VIII. der Verfaſſung garantirtes Recht, um einen inte⸗ 
rn Theil der verſönlichen Freiheit Durch die Verfaſſung ſei 
eſtimmt, daß Strafen nur in Gemäßheit des Geſetzes angedroht 
oder verhängt werden dürfen. Die ſtaalliche Autorität mülfe ges 
ſchützt werden. Der Kommiſſar müſſe die Verfügungen ausführen 
können, aber nur an der Hand des gegebenen Geſetzes. Die Kom⸗ N 
miſſion kann nun nicht finden, daß dem ſtaatlichen Kom miſ⸗ 
ſarius durch das Geſetz die Mittel gegeben find, feine Verfügung k 
durch Strafvollſtreckung durchzu etzen und zwar wegen der Beſtim⸗ 
mungen des 5 6, welche beſagen: „Zwangsmaßregeln, welche erfor⸗ 
derlich werden, um das Vermögen der Verfügung des Kommiſſars zu 
unterwerfen, trifft der Oberpräſident.“ Dieſer alſo werde mit 


der Kommiſſarius wahrzunebmen; allein 
e priva iche Seite, nicht die ſtrafrechtliche komme bierbei in 
Frage. Der Biſchof babe doch für feine Berfon keine Exekutivſtrafen 
verhängen dürfen, alſo ſtehe doch unmöglich ſeinem, wenn auch 
ſtaatlichen Stellvertreter, das Recht zu. Redner empfiehlt schließlich 
den Antrag Löwenſtein Hänel, der ſich in weſentlicher Ueberein⸗ 
9 810 7 3 der Kommiſſion befinde und derſelben nur Argumente 
r 
Regierungs⸗Kommiſſarius Miniſterialdirektor Dr. Förſter: M. 
die Aueführurgen der Herren Vorredner zeigen ben daß 
ch hier nicht um eine politiſche Parteifrage, ſondern um eine Rechts⸗ 
rage handelt, und zwar um eine, welche ſchon wiederbolt bier zur 
Sprache und im Sinne der Regierung zur Entſcheidung gekommen iſt. 
Das Recht der Regierung und deren Anſicht leitet ſich aus den Ver⸗ 
ordnungen von 1808, 1817 und denen des rheiniſchen Reſſortreglements 
von 1818 ber. In der Theorie und in der Praxis ſtebt der ſtaats⸗ 
rechtliche Grundſaß feſt, daß in dem Hoheitsrechte des Staates an ſich 
die vollziehende Gewalt begriffen iſt und daß diefe wiederum die 
wangsgewalt in ſich ſchließt. Jede Behörde, welche rechtsverbind⸗ 
liche Feſtſetzungen zu treffen bat, iſt daber der Regel nach auch befugt, 
igre Berfügungen nöthigenfalls im Zwangsverfahren zur Ausführung 
zu bringen. Dies gilt jo gut von Juſtig wie von Verwaltungsde⸗ 
hörden Dabei haben die Behörden ſelbſtverſtändlich ſich innerhalb 
der ibnen durch die Geſetze gezogenen Schranken zu bewegen. Dieſer 
bn auch in Preußen ſchon vor Exlaß der Verordnung von 
1808 in Uebung, nur daß die Juſtiz⸗ und Verwaltungsſachen nicht 
ſtreng geſondert waren und vielfach eine Vermiſchung der Zuſtändig⸗ 
keiten beſtand. Jedoch wurde dies durch jene Verordnung befeitigt, 
welche eine vollſtändige Teennung der Juſtiz und der Verwaltung 
durchführte und ſomit eine generelle Orduung geſchaffen bat, und ihre a 
Vorſ. hriften gelten für die geſammte innere lng. Später, 
als für beſtimmte Geſchäftszweige beſondere Behörden,; B. die 5 
Provinzialſteuerdirektionen, Militär Intendanturen, Provimial⸗ 
Schulkollegien errichtet und ihnen Geſchäfte übertragen wurden, 
die nach der Verordnung von 1808 zu den Zuſtändigkeiten der 
Regierungen gehörten, wurde dieſen im Jahre 1817 eine be⸗ : 
fondere Inſtruktion gegeben, in der fie wegen der adminiſtra⸗ 5 
tiven Exekution auf die Verordnung von 1808 verwieſen wurden, wäh⸗ 
rend jene neu gegründeten Behörden, als von den Regierungen abge⸗ 7 
zweigt, das Exekutionsrecht ſtillſchweigend mit ſich nahmen und zwar 
nach Maßgabe der Verordnung von 1808, weil die letztere ehen für 
die geſammte innere Staatsverwaltung galt und noch gilt. Dieſelbe 
Konſequenz trat ein, als ganz neue Geſchäftszweige innerhalb der 
Staaté verwaltung entſtanden, welche zur Zeit des Erlaſſes der Ver⸗ 
ordnung von 1808 noch gar nicht exiſtirten, und nun für dieſe Ge⸗ 
ſchäftszweige beſondere Behörden errichtet wurden, z. B. die Eifen- 
bahnkommiſſariate, welche die Staatsaufſicht üder die Privatbahnen 
Ba baben. Auch ihnen ift das Erefutionsreht nicht ausdrücklich 
eigelegt; ſie üben es aber auf Grund der Verordnung von 1 
und zwar weil die Eiſenbahn⸗Kommiſſariate beſondere Behörden neben 
den Regierungen für einen befonderen Geſchäftszweig bilden und auch 
für dieſe Behörden die Verordnung von 1808 maßgebend iſt. Genau 
ebenſo liegt die Sache bezüglich des Exekutionsrechtes der königlichen 
Kommiſſarten für die biſchöfliche Vermögens verwaltung. Der Kom⸗ 
miſſarius iſt eben eine für einen beſonderen Geſchäftszweig neben der 
Regierung und an deren Stelle errichtete Provinzialbehörde. Denn 
nach dem Geſetze vom 20. Mai 1874 geht die Verwaltung des biſchöf⸗ 
lichen Vermögens a den Staat über, der fie durch einen von dem 
Miniſter der geiſtlichen Angelegenheiten zu ernennenden Kommiſſar 
überläßt, der nach demſelben Geſetz nur der vorgeſetzten Behörde und 
der Oberrechnungskammer verantwortlich iſt und fein Amt als 
Staatsamt, nicht als ein Kirchenamf, wenngleich das Objekt feiner 
Verwaltung 1 ehe Rechte und Befugniſſe bilden, ausübt. Es iſt 
alſo hier eine beſondere Behörde für einen beftimmten Geſchäftszweig 
neben den Regierungen eingeſetzt, auf welche hinſichtlich des Exeku⸗ 
tions rechtes die Verordnung von 1808 Anwendung findet. Aber auch 
noch aus einem anderen Grunde iſt der dem Auffſichtsrechte des Staa⸗ 


— 
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5 tes unterworfene Kommiſſar berechtigt, exekutiviſch zu verfahren. Es 


iſt ein ſtaats rechtlicher Grundſatz, daß, wenn eine Vermögensverwal⸗ 
tung von Seiten des Staates, ſobald der ſonſtige Vermögens verwalter 
fehlt, eingeſetzt iſt, wenn der Staat feine ſchützende Hand (Obo! Wir 
derſpruch im Zentrum) über eine Sache ausbreitet, er alsdann nicht 
nur berechtigt, ſondern ſogar verpflichtet iſt, das Vermögen auch zu 
erhalten und ſonſtige Organe, welche mit der Verwaltung zu thun haben, 
zu beauffichtigen, um der künftigen Generation das Vermögen in geord⸗ 
netem Zuſtande zu erhalten. Er iſt dadurch durch und durch Staats⸗ 
beamter, feine Befugniſſe find nicht blos lokaler Natur. Der Abg. 
Bieſenbach hat uns einmal deduzirt, das Geſetz vom 20. März 1875 
ſei kein Friedensgeſetz, ſondern ein Geſetz des Kampfes. Warum iſt 
es denn kein Friedensgeſetz? Der Herr Kultusminiſter hat Ihnen 
ſchon bei einer früheren Gelegenheit mitgetheilt, daß ein Zirkular des 
ehemaligen Biſchofs von Paderborn vorhanden ſei, welches den Did- 
anen verordnet, mit den ſtaatlichen Verwaltern in keinen geſchäft⸗ 
ichen Verkehr zu treten, außer, wenn ſie durch Strafandro⸗ 
hungen dazu geaun en werden. Darin alſs iſt geſagt, fie ſollen 
nur der Gewalt weichen. Die ganze Agitation geht nachweisbar 
von den Geiſtlichen aus; denn ſobald es gelingt, die Kirchenvorſtände 
oder Mitglieder derſelben zu bewegen, mit dem ſtaatlichen Kommiſſar 
in perſßuliche Verbindung zu treten, ſich mit ihm zu unterhalten, daß 
fie belehrt werden können (Obo! im Zentrum), fo find es ganz trai⸗ 
able Leute, welche allen Widerſtand aufgeben. (Widerſpruch im Zen⸗ 
trum). Meine Herren, es iſt dies beſonders in neuerer Zeit häufig 
vorgekommen. — Sobald die Leute aber wieder zu Hauſe ſind, geht 
es wieder von vorn an. (Abg Franßen: Nicht wahr!) Ich meine, 
das Wort „nicht wahr“ bezieht ſich nicht auf mich. Man hat ſelb 
mündlich und ſchriftlich an den Kommiſſar das Anſuchen geſtellt, mit 
Exekutivſtrafen zu drohen, — weil die Leute nur alsdann ge 
horchen könnten. (Obo! im Zentrum. Hört, bört! links.) 
Wenn nun die Kirchenvorſtände bei Anwendung don Zwangsmitteln 
olge leiſten, ſo kann doch dem Staatskommiſſarius eine ſolche Be⸗ 
Da nicht abgeſprochen werden, wenn er überhaupt das thun fol, 
was das Geſetz vom 20. Mai 1874 ihm auferlegt. Wer würde künf⸗ 
tig, wenn ordentliche Zuſtände wieder eintreten, und den Biſchöfen 
die Diözeſanverwaltung wieder übergeben werden kann, den Staat 
vor der Verantwortung ſchützen, daß der Staat ſeine Pflicht nicht 
ausgeübt hat, und wenn die Biſchöfe fänden, daß das Kirchenvermö⸗ 
en da und dort mehr oder weniger oft in Unordnung iſt, wer würde 
In ſchützen? Aus diefen Gründen, glaube ich, kann man unmöglich 
dem Kommiſſarius die Befugniß zur Androhung von Exekntivſtrafen 
beſtreiten Wenn ferner bemerkt worden iſt, es ſtehe dem Kommiſſar 
a in Uebereinſtimmung mit dem Oberpräſidenten die Auflöſung des 
irchenvorſtandes zu, io leuchtet doch zunachſt ein, daß die Maßregel 
der Auflöſung der Natur der Sache nach nur als ein außerordent⸗ 
liches und letztes Mittel gedacht ſein kann, welches allein nach Er⸗ 
ſchöpfung aller anderen Nan zur Anwendung gebracht werden 
darf. Es findet dieſe Auf alung auch ihren Ausdruck im 1 
durch das Wort „beharrlich“. odann kommt in Betracht, da 
wenn im Falle jeder einzelnen Renitenz ſofort zur Aufiö⸗ 
ſung geſchritten werden müßte, die Handhabung des Geſetzes nicht 
allein lahm gelegt werden, ſondern die Tendenz des Geſetzes, die 
Selbſtverwaltung bezüglich der Vermögensſachen in den kathol. Kir⸗ 
chengemeinden zu beleben reſp. zu erzeugen, in das Gegentheil verkehrt 
werden würde. Die Staatsregierung legt großen Werth darauf, ein 
ihrer Anſicht zuſtimmendes Votum von Ihnen zu erlangen. Was 
würde fonft die Folge fein? Faſt in allen Diözeſen it von der Straf: 
androhung Gebrauch gemacht worden, in vielen Fällen wurde von 
der Einziehung abgeſehen, da man mit der Androhung bereits den ge⸗ 
wünſchten Erfolg erzielte. So hat denn in allen Dibzeſen, mit Aus⸗ 
nahme der von Münſter, ſelbſt in der paderborner, zum großen Theil 
in der kölner, faſt ganz in der breslauer, ein leidlich gutes Verhalten 
zwiſchen den Kirchenvorſtänden und Kommiſſaren ſich eingerichtet. 
Nur in Münfter, allerdings der unterwühlteſten Diözeſe, dauert die 
Renitenz noch fort. Dieſe gute Wirkung würden Sie vernichten, dem 
Widerſtand neue Nahrung geben, beziehungsweiſe ihn wieder hervor⸗ 


7 ollten Sie dem Kommiſſionsbeſchluſſe zuſtimmen. Ich bitte 
ö Sie dale auch bezüglich des Punkt 2 zur Tagesordnung überzugehen. 


ürden Sie dies nicht thun, ſo müßte die Staatsregierung in Er⸗ 
7 . — darüber eintreten, welch anderweite Mittel zu ergreifen wä⸗ 
ren, um die Agitationen, welche neu erwachen werden, zu unter⸗ 
drücken oder zu ſchwächen. Bitte, auferlegen Sie dieſe Erwägungen 
der Staatsregierung nicht. r r 

Asa Wachler (Schweidnitz) vertritt den von der Regierung 
eingenommenen Standpunkt und ſucht aus den Werken verſchiedener 
Staatsrechtslehrer nachzuweiſen, daß daß Zwangsrecht ein weſentlich 
in der Natur des Staats begründetes Recht ſei und das der Kom⸗ 
miſſarius für die biſchöfliche Verwaltung an die Stelle der Regie⸗ 
rung getreten ſei. Es ſei bei uns ſtehendes Recht, daß der Kommiſſa⸗ 
rius das Exeutipſtrafrecht beſitze, wie dies ja z. B. unbeſtritten auch 
bei den Eifendahn⸗Kommiſſariaten, die auch nur aus einer Perſon 
deſtehen, der Fall ſei. Dafür ſpreche außer den ſtaatsrechtlichen Aus 
toritäten auch ein Erkenntniß des Kompetenz⸗Gerichtshofes. Eine 
Verwaltung kann nicht exiſtiren ohne Exekutivſtrafgewalt. Den Au⸗ 
toritäten gegenüber ſtehe eine ſchwache Majorität der Kommiſſion 
und das Haus werde darüber zu entſcheiden haben. Möge man 
aber einer Anſicht ſein, welcher man wolle, ſo werde man zugeben, 
daß die Sache mindeſtens ſehr zweifelhaft ſei und deshalb könne die 
Regierung niemals der mala fides beſchuldigt werden. Redner er⸗ 
klärt ſich gegen alle Anträge, auch gegen den Antrag v. Brauchitſch 
auf Uebergang zur Tages⸗Ordnung, da wenn die Sache zweifelhaft 
ſei, das Haus nach einer Seite hin einen Ausſpruch thun müßte. 

Abg. Bieſenbach ſpricht ſeine Freude darüber aus, daß die 
Majorilät der Kommiſſion ſich bei ihrem Beſchluſſe nicht durch polt: 
kiſche, ſondern nur durch juriſtiſche Gründe habe leiten laſſen, und 
ſucht dann auszuführen, daß der biſchöfliche Ksmmiſſarius kein Staats⸗ 
beamter ſei und daß ihm daher auch eine executio ad faciendum nicht 
zuſtehe. Die Kirchenvorſtände ſeien eine Korporation, und es ſei daher 
bedenklich, Exekutivſtrafen gegen eine ſolche Korporation zu verhängen, 
die Vorſtände beſchließen aber per Maforität und daher ſei die Ver⸗ 
bängung einer Strafe noch bedenklicher, da fie auch die Mitglieder 
der Minorität treffe; am Allerbedauerlichſten aber ſei es, eine ſolche 
Strafe gegen den Vorſitzenden einer Korporation zu verhängen. 
Redner theilt einen Fall mit, in welchem ein Kommiſſarius den Vor⸗ 
ſitzenden eines Kirchenvorſtandes aufgefordert habe, ihm in einem kon⸗ 
kreten Falle die Mitglieder des Kirchenvorſtandes zu nennen, welche 
zur Maſorität gehört haben, damit er dieſelben in eine Strafe von 
5 Mark nehmen könne. (Ruf im Zentrum: Hört! hört! Pfui!) 
Je der, der auf Anſtand und Sitte halte, werde ſich hüten, einer 
ſolchen Zumutbung, die zu einer Denunziation auffordere, zu ent⸗ 
ſprechen. (Zuſtimmung.) Eine Strafgewalt habe nur Derjenige, der 
ein Regierungsamt, welches von der allgemeinen Regierungsgewalt 
abgezweigt ſei, bekleide, dies aber thue der biſchöfliche Kommiſſarius 
nicht, denn er ſei nur ein Subſtitut des Biſchofs und als ſolcher könne 
er keine anderen Rechte haben, als der Biſchof ſelbſt. Ein Biſchof 
habe aber niemals ein jo exorbitantes Recht gehabt; die Biſchöfe ver⸗ 
angten zwar Gehorſam, fie hätten denſelben aber niemals durch Exe⸗ 
unlwſtraſen erzwungen, er wäre ihnen vielmehr se und freiwillig 
entgegengetragen wo Guſtimmung.) Er empfehle die Annahme 

ommiſſtonsantrages. 5 2 
re Abg. 1 br. v. Zedlitz Fi ſeinen Antrag, der auf dem 
Standpunkte ſteht, daß dem biſchöflichen Kommiſſarius nach alt be⸗ 
gründetem preußiſchen Recht die Erekutipſtrafgewalt zuſtehe und der 
nur eine gefetzliche Regelung dieſes Rechtes herbeiführen wolle. 

Der Regierungs⸗Kommiſſar Miniſterial̃⸗ Direktor Dr. Förſter 
erklärt, daß die Regierung dem Gedanken dieſes Amendements näher 
treten könne und er deshalb annehme, daß daſſelbe den Wünſchen der 
Staatsregierung nicht entgegentrele. Er bittet nochmals dringend, 
ſowohl den Antrag Löwenſtein, wie den Antrag der Kommiſſion ab⸗ 
zulehnen, da eine Annahme eines dieſer Anträge von verhängniß⸗ 
voller Tragweite ſein würde. a a: 

„Dr. Lasker: Ich bin der Meinung, daß die in Rede 
ſtehende Frage eine juriſtiſch ſeyr wichtige iſt, da es ich bei der Be⸗ 
antwortung darum handelt, ob in unſerem Staate verfaſſungsmäßiges 


En — 


Gewalt exiſtiren ſoll. Wir führen den Kampf darum, ob ein allge⸗ 
meines Exekutiv⸗Strafrecht allen Behörden zuſteht, nicht erſt heute, 
ſondern bereits ſeit zehn Jahren. Wer das Strafgeſetz übertritt, ſteht 
unter dem Schutze des regulirenden Strafgeſetzes, ihn kann eine 
höhere Strafe, als dort vorgeſehen, nicht treffen, wer aber gegen die 
Behörde handelt, dem fehlt dieſer Schutz und er kann mit Exekutiv⸗ 
ſtrafen belegt werden, welche weit über das Strafgeſetz hinausgeben 
— ſo wäre der Zuſtand, wenn wir zugeſtehen wollten, daß das Recht 
aller Beamten auf Verhängung von Exekutivſtrafen ein Recht des 
Landes wäre. Wir haben nun in dem Antrage Löwenſtein anſtatt des 
Wortes „Exekutivſtrafe“ das Wort „Ordnungsſtrafe“ gewählt und 
zwar aus dem Grunde, weil es ſich bei Strafverfügungen einer vor⸗ 

eſetzten Wasen gegen eine untergeordnete Behörde niemals um 
Exe utivſtrafen, ſondern ſtets nur um Ordnungsſtrafen handeln kann. 


Recht gelten oder ob neben ker Verfaſſung noch eine abſolutiſtiſche 


ierauf wird zur Abſtimmung geſchritten. h | 
i j v. Zedlitz werden mit 


Poſen'ſche 
Reinberger, 


ſuchung gegen den Bürgermeiſter Deutſch einſchreiten zu wollen. 

Nach einigen Bemerkungen des Abg. Kantak, welcher die Eins 
theilung der Urwahlbezirke bemängelt, tritt das Haus dem Antrage 
der Kommifſion bei. Es wurden ferner für giltig erklärt die Wahlen 
der Abgg. Worzewstt und Wagner (4. Danziger Wahlbez), 
Noack und Bobtz 5 Frankfurter Wahlbezirk), Dr. Holtz e und 
Dr. Ser lo (5. Oppelner Wahlbezirk) Dagegen werden die Wahlen 
der alba. Dr. Hausmann und Dr. Jarjen (4. Düſſeldorfer 
Wahlbezirk kaſſirt und ebenſo ſämmtliche Wahlmännerwahlen der 
Stadt Düſſeldorf für ungiltig erklärt. 

Damit iſt die Tagesordnung erledigt. 5 ? 

Präſident v. Bennigſen proponirt für die nächſte Sitzung als 
Tagesordnung Berichte der Budgetkommiſſion über die Petition, er: 
ſtens der Direktionen der Berlin: Hamburger, Magdeburg⸗Halberſtäd⸗ 
ter und Berlin Potsdam⸗Magdeburger Eiſenbahn⸗Geſellſchaften, be⸗ 
treffend das Verhältniß des Staats zur Berliner Stadt⸗ 
Etſenbahngeſeliſchaft, zpeitenelder Deputation der Aktio⸗ 
näre der Bergiſch⸗Märkiſchen Eiſenbahngeſellſchaft, betreffend die 
Eiſenbahn von Finnentrop nach Rothenmühle; ferner die Petitions⸗ 
kommiſſion über anderweite das Eiſenbahnweſen betreffende Petitionen. 

Abg. v. Ludwig (ur Tagesordnung): 9. Entſchuldigen 
Sie, wenn ich Sie zu ſo ſpäter Stunde noch um ein wohlwollendes 
Gehör bitte. Ich muß einige Worte vorausſchicken, um Sie auf den 
Standpunkt zu ſtellen, das verſtehen zu können, was ich ſagen will. 
(Obo! Heiterkeit.) Sie wiſſen, daß ich am 17. Dezember v. J. kon⸗ 
ſtatixte, zuerſt den geringen Erfolg, den die preußiſche Juſtiz gegen 
die Gründer durchgeſetzt hat, ich konſtatirte ferner, daß der Abg. Las⸗ 
ker ſeine Verſprechungen, die Sie nach dem Wortlaute ſeiner Reden 
in den ſtenographiſchen Berichten beurtheilen können, in nur geringem 
Maße erfüllt hat. Herr Lasker hat ſich nicht veranlaßt geſehen, auf 
meine Ausführungen näher einzugehen und... (Lebhafte und laute 
Unterbrechungen; Glocke des Präſidenten.) | 

Präſidenk v. Bennigafen: Ich vermag nicht einzuſehen, in 
welche Beziehung dieſe Ausführungen des Herrn Abgeordneten zu der 
Feſtſtellung der Tagesordnung gebracht werden könnken. 

bg. v. Ludwig: Ich werde ſogleich meinen Antrag ftellen, 

in der Art nämlich, daß ich bitte, daß mir das Wort vor Eintritt in 
die Tagesordnung gegeben wird. (Große Heiterkeit) 

Präſident v. Bennigſen: Das bezieht ſich aber gar nicht 
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auf die Feſtſtellung der Tagesordnung (Zuſtimmung), ſondern das iſt 
ein privater Wunſch. Solchen Wunſch 3555 Sie 0 dem bis heri⸗ 
gen Uſus des Hauſes mündlich oder ſchriftlich an den Präſtdenten 
des Hauſes zu richten. Bei Feſtſtellung der Tagesordnung handelt es 
ſich darum gar nicht. e ene 

g. v Ludwig: Ich glaube aber auf frühere Vorgänge mich 
berufen zu dürfen. (Widerſpruch) 

räſident v. Bennigſen: Ich kann dem Herrn Abgeordne⸗ 
ten zu derartigen Ausführungen jetzt das Wort nicht geben, derartige 
Vorgänge find mir nicht bekannt. Wünſcht ſonſt noch Jemand das 
Wort zur Tagesordnung? Es iſt nicht der Fall. Meine Vorſchläge 
Heitere Ben Haufe genehmigt. Die Sitzung iſt geſchloſſen. (Große 

eiterkeit 
Nächſte Sitzung Montag 10 Uhr. Tagesordnung wie vorher ans 

gegeben. Schluß 4 Uhr. a a N ar 


8. Sitzung des Herrenhauſes. 


Berlin, 25. Januar. TEN Herzog v. Ratibor er⸗ 
öffnet die Sitzung um 11 hr. 

Am Miniſtertiſch: Campbauſen, Dr. Leonhardt, 
Dr. Achenbach und mehrere Regierungs⸗Kommiſſarien. 

Der Präſident zeigt den am 6. Januar erfolgten Tod des Grafen 
v. Maltzan (Militſch) an und widmet demſelben einen ehrenden Nach⸗ 
ruf; das Haus erhebt ſich zur Ehre des Verſtorbenen. 

Nach Erledigung einer großen Anzahl geſchäftlicher Mittheilungen 
tritt das Haus in die Tagesordnung ein, deren erſter Gegenſtand 
die einmalige Schlußberathung des am 24. November 1877 zwiſchen 
Preußen und Waldeck⸗Pyrmont abgeſchloſſenen Vertrages, betreffend 
Freuden der Verwaltung letztgenannter Fürſtenthümer durch 

reußen iſt. 

er Referent der Kommiſſion, Profeſſor Baumſtark bittet, den 
Vertrag nach den Beſchlüſſen des Abgeordnetenhauſes en bloc anzu⸗ 


I nehmen. Nach einem längeren Vortrag des Berichterſtatters, welcher 


ſich beſonders über die aus den Verbandlungen des anderen Hauſes 
bekannten Verhältniſſe des Waldeck ſchen Domanialvermögens ver⸗ 
breitet, ſtellte Graf Rittberg den förmlichen Antrag auf en-blocs 
Annahme, welchem das Haus einſtimmig beitritt. 

Ueber den Staatshaushaltsetat berichtet darauf Namens der Bud⸗ 
getkommiſſion der Geh. Ober⸗Finanzrath a. D. Wilckens, welcher 
auch hier unveränderte Annahme nach den Beſchlüſſen des Abgeord⸗ 
netenhauſes empfiehlt. 

Herr v. Kleiſt⸗Retzow findet es ſehr bedenklich, daß das 
Gleichgewicht in dem vorliegenden Etat nur dadurch hergeſtellt wird, 
daß 16 Millionen Mark aus früheren Ueberſchüſſen, ebenſoviel aus 
der franzöſiſchen Kriegskontribution und 42 Millionen aus einer Ans 
leihe entnommen werden. Das iſt das Zeichen einer traurigen finan⸗ 
ziellen Lage, und der Fraiche Hoffnungsſtern für die Zukunft iſt darin 
zu erblicken, daß der Reichskanzler den Plan der Beſeitigung der 
Matritularseiträge verfolgt. In politiſcher Beziehung enthält der 
Etat eine Verletzung der Rechte des Herrenhauſes. Die Verwendung 
der franzöſiſchen Kriegskontribution war durch Geſetz beſtimmt, 
änderte man dieſe Verwendung, ſo mußte dies wiederum durch Geſetz 
geſcheben und dabei das Herrenhaus verfaſſungsmäßig mitwirken. 
Ein Gleiches gilt von der Anleihe, welche man in das Etatsgeſetz 
bineingezwängk hat, ohne ein beſonderes Anleibegefeg beiden Häuſern 
des Landtags vorzulegen. Das iſt eine Preſſion auf das Herrenhaus, 
welches eiferſüchtig über feine Rechte zu wachen hat Allerdings m 
es ja für ein Miniſterium bequemer fein, ſich mit einem, als mit zw 
Häuſern zu verſtändigen. Andere Ausſtellungen des Redners beiref⸗ 
fen den Wegfall der geiſtlichen Rathsſtellen im Etat des Kultus⸗ 
a ue Das Herrenhaus möge nun zwar im Intereſſe des 

andeswohles davon abſehen, wozu es vollkommen berechtigt wäre, 
den Etat einfach abzulehnen. Aber ſein Recht müſſe es wahren, denn 
„ich ſehe die Zeit kommen, wo die Regierung wieder beide Hände nach 
einem unabhängigen Herrenhauſe ausſtrecken wird.“ (Beifall) 

Von Herrn v Kleiſt⸗Retzow, unterſtützt von 19 Mitglie⸗ 
dern, iſt folgende Reſolution eingegangen: $ i 

Indem das Herrenhaus zwar darauf verzichtet, daß hei der dies⸗ 
jährigen Etatsberathung ſeine daft e me zu der 
Verwendung von 16,248,286 M. aus der franzöſiſchen Ekoſtenent⸗ 
ſchädigung und zur Aufnahme einer Anleihe bis zur Höhe von 


Millionen Mark eingeholt werde, fordert es die Staatsregierung auf, 


künftig dahin zu wirken, daß das Herrenhaus nicht wieder in ähnlicher 
Meile genöthigt werde, auf fein verfaſſungsmäßiges Recht der freien 
Zuſtimmung zu Geſetzesvorlagen lediglich zu dem Zweck des formalen 
Zuſtandekommens eines Etatsgeſetzes zu verzichten. 

Finanzminiſter Camphauſen: Ich kann Ihnen verſichern, 

meine Herren, daß ich und meine Kollegen weit davon entfernt ſind 
die Rechte des Herrenhauſes beſchränken zu wollen, und ich denke, da 
die von dem Herrn Vorredner erhobenen Bedenken und Schwierigkei⸗ 
ten bald ſchwinden werden, wenn man den näheren Hergang der 
Dinge ins Auge faßt. Was zunächſt die Verwendung von Geldern 
aus der franzöſiſchen Kriegskontribution reſp deren Aufnahme in den 
Etat anbelangt, ſo ſteht dieſer Vorgang keineswegs ohne einen A 
denzfall da; bereits im Jahre 1874 wurde ein Betrag von 21 Mill. 
in den Etat eingeſtellt, ohne daß man darin ein Verkümmerung der 
verfaſſungsmäßigen Rechte des Herrenhauſes erblickt hat. Die von 
Herrn v. Kleiſt erwähnten Schatzſcheine fungiren ſchon feit Jahren 
im Etat, und wir ſind vollauf berechtigt, dafür jetzt eine Gegen⸗ 
leiſtung zu verlangen. Man iſt nicht berechtigt, von einem Defizit 
ale ts des vorliegenden Etats zu ſprechen. Nennt man es denn 
ein Defizit, wenn ein Volk ſich für finanziell und wirthſchaftlich ſtark 
genug bält, für gemeinnützige Anlagen Gelder aufzunehmen? Seit 
meiner Amtsführung find über 800 Millionen Mark zu Eiſenbahn⸗ 
bauten verwendet worden. Wollen Sie das ein Dee nennen? Ich 
glaube, daß unſere Nachkommen noch mit einem ſolchen Defizit ein» 
verſtanden ſein werden. Wenn ſodann von dem Recht des Herren⸗ 
bauſes geredet worden iſt, den Etat zu verwerfen, jo kann ich nur 
ſagen, daß dieſes allerdings verfaſſungsmäßige Recht des W 
ſes von keiner Seite beſtritten wird. Ich kann daher um ſo eher der 
Erwartung Raum geben, daß Sie den Etat obne die Reſolution des 
Herrn v. Kleiſt annehmen, für deren Befürchtungen in der That kein 
Grund vorliegt. 2 ER. 
Herr v. Knebel muß dem Miniſter entgegenbalten, daß in 
jüngerer Zeit vielfach Gelder des Staats nicht vortheilhaft veraus⸗ 
gabt werden, und beruft ſich zum Beweiſe dafür auf feine Erfabrun⸗ 
gen. die er früher als Landrath bei der Durchführung des Seuchen⸗ 
geſetzes gemacht hat. 

Graf zur Lippe vertheidigt die Reſolution. Der gegenwärtige 
Finanzminiſter babe der Landesvertretung wäbrend feiner Amtsfüh⸗ 
rung ein ganzes Bouquet größerer und Hcinerer Anleihen präſentirt, 
und es ſtebe ja Jedem frei, dieſer Thatſache gegenüber von einem 
Defizit zu reden oder nicht. „Ich für meinen Theil würde es für eine 
richtigere Finanzpolitik halten, wenn wir uns in unſeren Ausgaben 
beſchränkten und nicht bei jeder Gelegenbeit Schulden auf Schulden 
bäuften. Wir gleichen dem luxurſöſen Manne, der den Ueberſchuß 
ſeiner Ausgaben über ſeine Einnahmen durch uldenmachen deckk 
und immer Geld für neuen Luxus übrig hat. Ich erinnere nur 


daran. daß für die neue Juſtizorganiſation eine Anleihe gemacht wird? 


ich habe auch eine Juſtizreform durchgemacht, bei welcher keine An 
leibe aufgenommen wurde. Wenn der Herr Finanzminiſter ſagt, wir 
hätten ja das Recht, den ei: au verwerfen, fo ift dem Haufe viel 
Recht vollkommen bekannt. Aber als Patrioten und als Realpolitte 
ker können wir nicht davon Gebrauch machen. 
Intereſſe des Landes zwar dem Etat zuſtimmen, aber im Intereſſ 
= gBahtneyunng der Rechte des Hauſes bitte ich um Annahme DER 
eſolution. 5 4 
Regierungs⸗Kommiſſar Geh. Ober ⸗Finanzrath Scholz wendel 
ſich berichtigend gegen die Anſicht des Vorredners, als 14 in D@ 
Ausgabe der Schatzſcheine eine neue Anleihe zu erblicken. Es hand 


ſich lediglich um die Ve ü Er tet 
Mittel rwendung früher zur Dispoſttion geſtellteß 


Bankpräſident v. Dechend bittet um Ablehnung der R 


Daher werden wir im * 


r 


1 


A 


| 


12 — 


1 — - 


R Hation. Regier 


* N 


* Ei, 11 


ren. 5 ae . 2 u 1 FR - - 
Oberbürgermeiſter Haſſelbach findet zwar, daß die preußi⸗ 
ſchen Finanzen denjenigen anderer Staaten noch immer 
find, aber doch entſchieden ſeit Jahren bergab gehen Das ge cht 
einmal mehr die Regierung ſelbſt zu beſtreiten. Hauptſächlich rühre 
das von der Koſtſpieligkeit der neueren Verwaltung her. Was die 
Refolution Kleiſt⸗Retzew betrifft, fo ſpricht ſich Herr Haſſelbach mit 
Entſchiedenheit für dieſelbe aus: das Herrenhaus müſſe im Intereſſe 
der Krone und des Landes ſeine Rechte bis aufs Aeußerſte ver⸗ 


igen. 

erbürgermeiſter Becker (Düſſeldorf iſt erſtaunt darüber, daß 
dieſe reine Formſache von den vorigen Rednern des Hauſes ſo auf⸗ 

bauſcht wird. Das Beſte wäre es doch, wenn das Herrenhaus der 
Regierung und dem Abgeordnetenhauſe entgegenkäme. 

Herr v. Kleiſt⸗Retzow proteſtirt gegen den Ausdruck: 
Redner des Hauſes. „Wir ſind keine Redner! Schauſpieler ſind 
— Schulmeiſter ſind Redner! Wir handeln zum Beſten des 

n “ 


Finanzminiſter Camphauſen iſt mit Herrn Becker der Mei- 
nung, daß es ſich im Grunde genommen doch nur um eine formelle 
Meinungsverſchiedenheit handle. Uebrigens werde die Stellung der 
Regierung auch durch die Annahme der Reſolution nicht erſchüttert 


den. 

Profeſſor Beſeler warnt davor, hier einen Vorgang für die 
Zukunft zu ſchaffen, damit nicht etwa ſpäter jedes beliebige Geſetz 
durch einfache Einzwängung in den Etat durchgebracht werden könne, 
wofür ſogar ſchon frühere Beiſpiele vorhanden ſeien. Hier handelt 
es ſich um ein klares Recht, und der Rechtsſtaat befteht darin, daß 
ga be Größte wie der Kleinſte vor dem beſtehenden Rechte beugt. 

i dieſem Etat hat auch der Handelsminiſter die Gehälter von 
hinterpommerſchen Eiſenbahnbeamten willkürlich eingeſtellt, und wenn 
der Finanzminiſter um 42 Mill., fo hat der Handelsminiſter um 10,200 
Silberlinge die Rechte des Herrenhauſes verkauft. (Heiterkeit) Wenn 
die Regierung ſich damit tröſtet, daß die Annahme der Reſolution 
ihre Stellung nicht erſchüttern werde, ſo haben wir dem ein anderes 
Wort entgegenzuſetzen: Wir ſind zufrieden, wenn wir unſere Schul⸗ 
digkeit gethan haben. : ro 

Handelsminiſter Achenbach ſtellt in Abrede, daß er nöthig 
batte, für die Genehmigung der Gebälter der betreffenden Beamten 
der hinterpommerſchen Bahn die Genehmigung des Landtages einzu⸗ 
holen, da dieſelbe ſich aus der Betriebsübernahme der genannten Bahn 
durch den Staat von ſelbſt ergab. ; 

Die allgemeine Diskuſſion wird hierauf geſchloſſen und nach einem 
Reſums des Referenten der Etat im Einzelnen und das Etatsgeſetz 
angenommen. 0 

ie Reſolution Kleiſt⸗Retzow wird ebenfalls und 
zwar beinahe einſtimmig angenommen. 3 Kl 

Es folgt noch ein Pelitionsberich der Kommiſſion für Eiſenbahn⸗ 
angelegenheiten. R er 

Magiſtrat und Stadtverordnete zu Wormditt petitioniren wegen 
— — — einer Staatsbahn von Kobbelbude über Wormditt nach 

lawka. 

Das Haus geht über die Petition zur Tagesordnung über und 
nimmt dann einen Vertagungsantrag an. / 2 

Nächſte Sitzung: Sonnabend 11 Uhr. (Kleinere Geſetzentwürfe, 
Ueberſichten und Petitionen.) Schluß 4 Uhr. 


Brief- und Zeitungsberichte. 
Berlin, 25. Januar. 


Berlin, 25. Januar. Um rechtzeitig die Vorlagen für den 
Reichstag fertig zu ſtellen, hat der Bundesrath heute bereits die 
dritte Sitzung in dieſer Woche abgehalten. Die Tagesordnung, auf 
welcher u. A. das geſtern erwähnte Geſetz über die Verwendung des 
Grundſtücks in der Voßſtraße, eine Denkſchrift über die Lage des Gott⸗ 
harbbabn- Unternehmens, eine Ueberſicht über den Stand der franzö⸗ 


uf eines Auslieferungs⸗Vertrages mit Spanien ſtanden, wurde 

ter Stunde noch durch eine wichtige Vorlage vermehrt, welche 
die berfaffungsmäßige Regelung der Stellvertretung des 
Reichskanzlers betrifft. Nach Artikel 15 der Reichsver⸗ 
faffung ſteht der Vorſitz im Bundesrath und die Leitung der 
Geſchäfte dem Reichskanzler zu, welcher vom Kaiſer zu ernennen iſt, 
ſich jedoch vermöge ſchriftlicher Subſtitution im Vorſitz und in der 
Leitung durch jedes andere Mitglied des Bundesraths vertreten laſſen 
kann. Nach Artikel 17 werden die Anordnungen und Verfügungen 
des Kaiſers im Namen des Reiches erlaſſen und bedürfen zu ihrer 
Gültigkeit der Gegenzeichnung des Reichskanzlers, welcher dadurch die 
Verantwortung übernimmt. Der heute beim Bundesrath eingebrachte 
Antrag geht nun, wie ich höre dabin, dem Kanzler daſſelbe Recht der 
Subſtituirung, welches ihm binſichtlich des Vorſitzes im Bundesrath 
zuſteht, auch in Bezug auf die Gegenzeichung der Anordnungen und 
Verfügungen des Kaiſers zu gewähren, ſo daß der Reichskanzler künftig 
befugt iſt, vermöge ſchriftlicher Subſtitution jedes andere Mitglied des 
Bundesraths zur Gegenzeichnung zu ermächtigen. 

— Mittelſt Verfügung des Generalpoſtmeiſters vom 17. d. M. 
iſt die fernere Einrichtung von 48 neuen, mit Fernſprechern 
auszurüſtenden Reichstelegraphenämtern in 25 Ober⸗ 
Poſtdirektionsbezirken angeordnet worden. In folge der bisher ge⸗ 
machten Beobachtungen im Betriebe der bereits ſtehenden Fernſprech⸗ 
ämter, ſowie die im phyſtkaliſchen Kabinet des Telegraphenamts und 
in der Telegraphen⸗Bauauſtalt von Siemens und Halske unausge⸗ 
ſetzt betriebenen weiteren Verſuche hat die Leiſfungsfähigkeit des 
— — 8 durch beſondere Vorrichtungen noch merklich erhöht werden 

nnen. 

— Die Fortſchrittspartei hat, wie der „Rh. C.“ 
schreibt, am 19. d. M. in einer vertraulichen Berathung ſich über das 
Waldeck⸗Denkmal ſchlüſſig gemacht, welches nun am 12. 
Mai d. J. endlich zur Aufftellung gelangen ſoll. Es ſtellte ſich dabei 
heraus, daß die Sammlungen bisher nicht genug ergehen haben, um 
den Koſtenreſt von 5000 M. zu decken. Man besobſichtigt daher, ſich 
noch einmal an die Parteigenoſſen zu wenden, um au verſuchen, auf 
dieſem Wege die fehlende Summe berbeizuſchaffen. Gleichzeitig wurde 
angeregt, ſich an die zuſtändigen Behörden mit der Bitte zu wenden, 
= die Plazirung des Denkmals einen öffentlichen Platz der Stadt 

rlin zur Verfügung zu ſtellen, da man das Denkmal lieber im 
Innern der Stadt als auf dem Friedhofe errichtet ſehen möchte. 


— — — 


Todales und Provinzielles. 


Posen, 25 Januar. 
r. Der Vorſitzende der Oberſchleſiſchen Eiſenbahn⸗Direklion, Herr 
Fleck, iſt geſtern hier eingetroffen. 
r. Die Generalmajore Freiherr v. 
v. Maſſow ſind geſtern nach Berlin gereiſt. 


e See ſowie ein Bericht über den Antrag auf 
in fe 


Maſſenbach und 


Staats- und Volks wirthſchaft. 
Wien, 25. Januar. Die Ei der Eliſabeth⸗Weſt⸗ 
22 in der Zeit ar bis zum 90. Januar d. 9. 
‚954 Fl, ergaben mithin gegen dieſelbe Zeit des Vorjahres eine 
Mebr-Einnahme von 51,135 Fl. 7 
Wien, 25. Januar. Die Einnahmen der öſterr. Südbahn 


ung und Abgeordnetenhaus ſeien durchaus korrekt ver⸗ 


etrugen in der Woche vom 15. bis zum 21. Januar d. J. 555,292 
Fl., 1 mithin gegen die eutigreihende Woche des Vorjahres 
eine Mehreinnahme von 20,842 Fl. 

Wien, 25. Januar. Die Einnahmen der franz ⸗öſterr. 
Staatsbahn betrugen in der Woche vom 15. bis 21. Januar 
520.692 Fl., ergaben mithin gegen die entſprechende Woche des Vor⸗ 
jahres eine Mehreinnahme von 83,059 Fl. 


n London, Donnerstag 21. Januar, Abends. Bankausweis. 


Totalreſerve 12,617,000 Zunahme 421,000 Pfd. Sterl. 
Notenumlauf 27,089,000 Abnahme 289,000 = 
Baarvorrath 24,715, unahme 132,000 5 
ortefeuille 17.653, bnahme 22,000 > 
uth. der Priv. 26,110,000 Abnahme 65,000 ; 
do. des Staats 3,706,000 Zunahme 42,000 = 
Notenreſerve 11,660,000 Zunahme 317,000 „ 
Regierungs⸗ 
cherheiten 17,653,000 Abnahme 565,000 5 
r der Reſerve zu den Paſſiven: 41% pCt. 
learinghouſe⸗Umſatz 91 Mill., gegen die entſprechende Woche 


des Vorjahres unverändert. 


Telegraphiſche Nachrichten. 

München, 25. Januar. Die zweite Kammer berieth heute über 
den Etat des Miniſters des Innern. Bei der Generaldiskuſſion kam 
der Abg. Jörg auf die ſ. Z. erfolgte Beantwortung der Interpella⸗ 
tion Schels über die Wahlgeſetzreformen zurück, erinnerte daran, daß 
die im Landtagsabſchiede von 1870 gemachte Zuſage von der Regie⸗ 
rung nicht erfüllt worden ſei und behauptete, daß die Regierung ein 
Intereſſe daran habe, den jetzigen willkürlichen Zuſtand fortdauern 
zu laſſen. Miniſter v. Pfeuffer wies dieſe Behauptung unter Her⸗ 
vorhebung der Umſtände zurück, an denen ohne Schuld der Regierung 
die Wahlgeſetzreform geſcheitert ſei. Zu längeren Debatten führten 
dann noch die Klagen der Abgeordneten Seitz, Schels und Rittler 
über den Schutz, der dem Freimaurerweſen gewährt werde, denen 
der Miniſter ebenfalls entgegentrat. Bei der Spezialdiskuſſton wurde 
der Dispoſitionsfonds des Miniſters des Innern mit 78 gegen 71 
Stimmen abgelehnt; 6 Mitglieder der liberalen Partei fehlten bei der 
Abſtimmung. 

Karlsruhe, 25. Januar. Die Zweite Kammer hat den von den 
Klerikalen geſtellten Antrag auf Nachzahlung reſp. Wiederauszahlung 
der im Jahre 1875 geſtrichenen erzbiſchöflichen Dotation und ebenſo 
auch den Antrag der Klerikalen auf Abänderung des Geſetzes über 
Vorbildung der Geiſtlichen abgelehnt. Seitens der Regierung wurde 
bezüglich dieſes Geſetzes erklärt, daſſelbe werde nicht eher abge⸗ 
ändert werden, als bis die Kurie das Verbot der Straatsprüfung 
oder die Dispens⸗Nachſuchung zurücknehme. Der Abgeordnete 
Hansjacob, welcher katholiſcher Prieſter iſt und der klerikalen Fraktion 
angehört, äußerte ſich dahin, daß die Kurie im Intereſſe des kirchli⸗ 
chen Friedens, im Intereſſe des Klerus und im Intereſſe des katholi⸗ 
ſchen Volkes nachgeben müſſe. Dieſe Erklärung des Abg. Hansjacob 
erregte große Senſation. Präſident Kiefer kündigte an, daß er die 
Ausſchließung der katholiſchen Prieſter von der badiſchen Volksver⸗ 
tretung beantragen werde, falls dem Abg. Hansjacob wegen ſeines 
heutigen Auftretens auch nur ein Haar gekrümmt werden ſollte. 

Wien, 25. Januar. Aus Athen geht der „Polit. Korreſp.“ ein 
Telegramm von heute zu, nach welchem dem Kabinet ein indirektes 
Vertrauens votum ertheilt ſei, indem eine Interpellation wegen der 
Angabe von Gründen für die Demiſſion des früheren Kabinets mit 
80 gegen 32 Stimmen verworfen wurde. 

Verſailles, 25. Januar. Deputirtenkammer. Laiſant von der 
Linken richtet eine Anfrage an die Regierung wegen des Vorgangs 
im Theater von Nantes, wo den Soldaten von der Militärbebörde 
unterſagt worden iſt, Theatervorſtellungen beizuwohnen oder als Fi⸗ 
guranten an denſelben Theil zu nehmen, weil das Abſingen der Mar⸗ 
feillaife Anlaß zu politiſchen Kundgebungen gegeben hatte. Der Mi⸗ 
niſter ſtellte die von den Journalen gebrachten Darſtellungen richtig 
und erklärte, er müſſe die von der Militärbebörde getroffenen Maß⸗ 
regeln ſachlich durchaus billigen, habe aber allerdings die Form zu 
tadeln. Laiſant erklärte ſich hierdurch zufrieden geſtellt. Beaudry 
d'Haſſon zeigte an, daß er die Regierung über den nämlichen Gegen⸗ 
ſtand zu interpelliren wünſche. Die Kammer beſchloß, die Interpella⸗ 
tion auf einen Monat zu vertagen. 


Konflantinopel, 25. Januar, 6%, Uhr Abends. 
Die „Havas“ meldet: Die Pforte hat die Bedingungen 
Rußlands angenommen. Die Friedenspräliminarien ſollen 
morgen in Adrianopel unterzeichnet werden, wohin die 
Bevollmächtigten ſich bereits begeben haben. 


Verantwortlicher Redakteur: Dr. Julius Wafner in Poſen. 
Für das Folgende übernimmt die Redaktion keine Verantwortung. 


Telegraßhliche Noörſenderiche. 
Fonds Courſe. 


Rrankfurt a W., 25. Januar. Bewegt, Schluß ſeſt. 

Schluß⸗Kurſe.] Lond. Wechſel 20, 385. Pariser Wechſel 81, 02, 
Wiener Wechſel 169. 30. Böhmiſche Weſthahn 148}. Eltſabethtahn 
136%. Galtzier 206. Framzoſen 215%. Lombarden ) 66 Nord- 
weſtbahn 93. Silberrente 56%. Papzerrente 53%. Ruf. Dodenkredit 
74. Ruſſen 1872 82. N. Ruſſ. 81. Amerikaner 1885 99 f. 1860er Looſe 
106%. 1864er Looſe —, —. Kreditaktien“ 187. Oeſterr. National⸗ 
bank 680,00. Darmſt. Bank 105%. Berliner Bankver. —. Fran urt 
Wechſelbank —. Oeſterr.⸗deutſche Bank —. Meininger Bank 71%. 
Heſſ. Ludwigsbahn 77. Oberßeſſen — Ung. Staatslooſe 148, 60. 
Ung. Schatzauw. alt 98}. do. do. neue 921 do. Dſtb.⸗Obl. II. 63%. 
Centr.⸗Pacific 101%. Reichsbank 15596. Woldrente —, 

Nach Schluß der Börſe: Kreditaktien 1887, Franzoſen 2151, 1860er 
Looſe —, Lombarden —, Ungar. Goldrente 78%, Neue rufſiſche 
Anleihe 81, Galizier —. 


el per medio reſp. per ultimo. 


Abends [Effekten⸗Sozietät.] Kreditaktten 194}, Frans 
zoſen 219, 1860er Loofe 107%, Galizier 210%, Ungar. Golprente —, 
ungar. Schaganmeif. I. Emiſſion —, do. U. Emil. —, Komharden — 
Sa 643, Silberrente —, Reichsbank —, Neueſte Ruſſen 82 de, 

eigend. 

Wien, 25. Januar. Sehr bewegt bei ſehr großen Umfäßen, 
Spekulationswerthe behauptet, Bahnen ſchwächer, PR be — 

[(Schiußkurfe) rente 63, 30. Suberreme 66, 70. 10 4 er 
235800 Fransen 32,76, Heitler 24 50 acſch. Frenittne, 

„00. D. 90. Kaſch.⸗ erberg P 
Barpubtger —, 00. Nordweſtb. 108, 25. Nordweftb. Lit. B. —. —. 


77 ² ͤ a P 


N lo⸗ 
5, 65. Silbercoup. 104, 00. bahn 161, 25 Ung. 
J 8 59, 15. Türkiſche Looſe 13, 40. Oeſterr. Gold⸗ 
Wien, 25. Januar. Abendbörſe. Kreditakt. 225, 50, Framoſen 
254, 50, Galtzier 244, 50, Anglo-Aufir. 97, 50, „00, 
Silberrente —, —, Papi e 63,65, Goldrente 74,75, Marknoten 
58, 923, Nationalbank —, 00, Napoleons 9, 51}, Ungar. Goldrente 
92, 40. Belebt und ſteigend. 

Wien, 25. Januar. Offtztelle Notirungen: Dukaten —, 
Looſe —, —, 1860er Looſe —, —, Kreditlooſe 160, 50, 
—,—, Franzoſen —,—, London 119, 90. Berlin —, —, Nordba 

ercoupons —, —, Nationalbank 812, 00, Silberrente 
liner Wechſel —, —, Eliſabethbahn 161, 25, Amſterdam —, —. Ham⸗ 
burg —, —, Kreditaktien —, —, Norpweftbabn 108, 25, Kaſchau⸗Oder⸗ 
berger;—, —, Galizier —, Pardubitzer —, 00, ung. Goldrente —, —. 

aris, 25. Januar. Sehr bewegt, Schluß ſich befeſtigend. 

227. Yuleıge be 380% 109, 50 

roz. Rente 73, 05. do. Tabaksaktien —— de = 

en —, —. moſen 538, 75. Lombarb. Eiſenbahn⸗Akt. 

Prioritäten 236, 00. Türken de 1865 9, 45 do. de 1869 
44,60, Türkenlooſe 28, 40, Oeſterr. Goldrente 64%. 

Eredit mobilier 102, Spanier erlor. 124, do. inter 11 Suey 

4 


—, 1884 er 
ar. Looſe 


kanal⸗ Aktien 771, Banque ottomane 368, Societe generale 467, 
Credit foneier 637, neue Eappter 158. Oeſterr. Golbrente — 
Wechſel auf London 25, 163. 

Paris, 24. Januar, Abends. Boulevard⸗Verkehr 3 Rentg 
73,0, Anleihe de 1872 109, 13, Italiener 72, 65, Türken de 1:65 
9, 30, Spanier exter. 12%, do. inter. —. Banque ottomane —, 00, 
neue Egypter —, 00, Cbemins eappt. —. 00. öſterr. Goldrente 
Franzoſen —, —, Neue Ruſſ. 827 Ruhig. 


er 53%. Türk Anleibe de 1865 9. proz. Türke da 
do. 5proz. fund. 106%. 


Platzdiskont 1% pCt. 

Aus der Bank floſſen heute 100,000 Pfd. Sterling. 

Newhork, 24. Januar. (Shu er urfe) Höchſte Notirung des 
Goldagios 11, niedrigſte 196. Wechſel auf London in Wold 4 
ae Bönds 52. 1887 10% r Bab . e 

rte LT, onds per es n 976. 
Pacific 104%. Newvork Zentralbahn 106 5 


Bundattıns &onvit 


Dentig, 25. Januar. [Getreide-⸗Börſe.] Wetter: t 

und milde, abwechſeind klare und trübe Luft. Wind: S. is 
Weizen loko bat auch am beutigen Markte beſonders für die 
beſſeren Gattungen ziemlich gute Kaufluſt zu unveränderten Preiſen 

efunden, doch war auch die Zufuhr nur mäßig. Bezahlt ı 

Sommer beſetzt 124 bis 126 Pfd. 191 M., bunt und hellfardig 116 
bis 127 Pfd. 200—214 M., dellbunt 123—127 Pfd. 215—225 M., 
glaſig 127,8 Pfd. 219, 220 M., bodbunt und glaßt 128131 Pfd. 
227 230 M., weiß 126 Pfd. 235 M. per Tonne. uſſiſcher Weizen 
wurde in den guten Gaktungen zu unveränderten Preiſen gehandelt, 
abfallende zeigten ſich weniger beliebt und waren ſchwerer verkäuflich. 
Bezablt wurde für ordinär befegt 111— 117 Pfd. 160 —165 M., blan⸗ 
ſpitzig und beiogen 120—130 Pfd. 165—170 M, Glierka belegt 1189 
Pfd. 180-186 M., roth Winter⸗ 119,20 Pfd. 185 —188 M., roth 
milde 122% Pfd. 196 203 M., bunt ſtark mit Roggen beſetzt 126/7 
fo. 195 M., dunkel glaſig 121 Pfd. 200 M., bellfar ig 119/20 Pfd. 
53 „ Sendomirca hellbunt 


1250 d. 275 222 M. Jlaſtg beles 150 Pfd. 227 1 

R 5 gla e f 27 

1280 5 229 M. per Tonne 1 Lune geſchäftslos, Ar. } 
Gd. Mai⸗Juni 215 M. Go. Yuni-Zult 


fd. 

218 M. Br., 215 M. . 

222 M. Br. Regulirungspreis 213 M. 
Roggen loko matt, inländiſcher und unterpolniſcher 122 Pfd. mit 

133 M., 123/4 Pfd. 136 M., 124 Pfd. 137 M., 125 Pfd. 138 M. 

ruſſiſcher 10% Pfd. 114% M., 114120 10 d. 122-130 M. 

Tonne nach Qnalität. Termine unterpolniſcher April⸗Mai 140 M. 

Br., Mai⸗Juni 140 M. Br. Regultrungspreis 130 M. — Gerſte 

loko matt, große 107/8 Pd. 155 M., 109 Pfd. 160 M., else 


109 Pfd. 164 M., ruſſiſche Futter⸗ 98 Pfd. 120 M., beffere 104 
123 M. per Tonne bezahlt. — Wicken lofo brachten 100 M. Hafer 
loko 135 M. per Tonne. — Erbſen nicht gehandelt. — Spiritus 


loko wurde zu 47,25 M. gekauft. 
Köln. 25. Januar. Getretdemarkt) Weizen, hieſiger loko 
23, 50, fremder loto 22, 00, per Mär 21, 85, pr. Mai 21, 7. 
Roggen, loto 17,00, der März 14, 85, per Mai 14, 90. Hafer 
Ioto 15,25, pr. März 15,00. Na 5 51 lets 38. 50, pr. Mai 37, 10. 
„Bremen, 25 Januar. Betrsleum (Schluß bericht.) Stunsarb 
wbiteß loko 11,15, per Februar 11, 15, pr. ärz II, 20, per 
Sept. 12, 40, per Auguſt⸗Dezember —. 
Dambara, 25. Januar Getreidemarkt) Weizen lolo 
ruhig, auf Termine feiter. Roggen lore ruhig, auf Termine feſter. 
Semen pr. April⸗Mat 211 Or., 210 Sp, ver Mai⸗Juni per 1006 


Kl. 213 Br., 212 Gd. Rogg en pr. April⸗Maf 150 Br., 149 Gr pr. 
Mai⸗Juni or. 1000 Rio 150 Br. 149 Gd. Hafer flau. Gerfie fil. 
Rüböl ruhig, loko — —, pr. Mai pr 200 Pd. 73% Spiritus 


Belt, 25. Januar. Brodultenmartt. 
Termine feſter, pr. Frühjahr 10, 70 Gd., 10, 7 er 
Früblahr 6, 70 Gd. 6, 75 Br. Mare, Banat per Frülſahr 7, 
Gd., 7, 30 Br. — Wetter: Schön. 5 

Araſterbam, 24. Januar. Getreidemarkt Schlußberich.) 
Weizen auf Termine unveränd., pr. März 316, pr. Mai —. Ro gen 
5 unveränd., auf — 2 feften, 8 Fl et 42 . Mai 183. N 4 D 
er Mai —, per Herbſt —. üb öl loko „ pr. Mai 41%, 5 
Herbſ 40%. — Wetter: Schnee. * * a 

Antwerpen, 25. Januar. Getreidemarkt (Schlußbericht.) 
Weizen behauptet. Roggen unverändert. Hafer matt. Gerſte 


zus, 
etroleummarkt Schlußbericht). Kaffinirtes, Type wel 
loko 28 bez. und Br., per Januar 271 bez., 28 Br., per Fin 
28 Br., per März 28 Br., pr. Sept. 31 Br. Matt. a 
Antwerpen, 24. Januar. Bei der heutigen Wollauktion waren 
2402 B. angeboten, von denen 1627 B. verkauft wurden. Preise 
für ſekundäre und gewöhnliche Buenos⸗Ayres⸗Wollen eher williger. 
Baris, 25. Januar. Roh zucker feſt, Nr. 10/13 per Ja⸗ 
nuar per 100 Kilogramm 55, 00, Nr. 5 7/9 per Januar per 100 
Kilogr. 61,00 Weißer Zucker matt, Nr. 3 per 100 Kilogr. pr. 
Januar 64,00, pr. Februar 64, 25, per Mai⸗Auguſt 65, 25. 8 
(Schlußbericht) 
Weizen feſt, per Januar 31,50, pr. Gele 31. 50, pr ne = 8 
e 


Weizen loko 
Bern au, Ki 


70, 00, pr. Februar 69, 00, per März⸗April 68, 75, per Mär Juni 
‚75. Rüpel feſt, per Januar 98, 75, per Februar 98, 25, 

pr. März April 97,850, pr. Mai⸗Auguſt 95. 25. Spiritus ſeſt, 

per Januar 57, 75, pr. Mai⸗Auguſt 58, 75. — Wetter: Regen. 


London, 25. Januar. 
London, 24. Januar. 
gen. Tendenz: —. 


Havangazucker ſehr ftetig. 5 ; 
An der Küfte angeboten 11 Weizenladun⸗ 


— 7100. — — „ 


Frodukten⸗Börſe. pCt. = 10,900 pCt. ohne Faß 49 bezahlt, per dieſen Monat 49 | Junt 50,1 M. bez., per e 51 Mk. bez u. Gd., ge Juli, 


„per Jauuar⸗Februar = a April⸗Mat 508 — 50,7 | auft 52 Mk. bez. — * emeldet: 1 — Reguliru ri 

Berlin, = Fig Wind: NNW. — Barometer: 7,1. — en ver Mat⸗ Jun 5 — Hunt u u Er 51,9 925 As Mk., Rüböl 7 a — en . — 5 155 

3 Witterung: er Ja Auguſt 2 1 = 8 10 450 155 53 53,6—53,7 123 —12 ‚35 Mk. ., alte ÜUſanze — 8 123 
en Fe 000 Kiloar. M. Mais 1000 Kilo loko alter 150—155 gef., do. neuer Mk, per ae „25 Mk. Br., pr. Set Br. 

ee eee 5 

“ 47 1 8 3 der Kp [ we 05 205 204, En 205 dieſen Monat a Mirz ger Slg h hm do., per Februar⸗ 1 1000 a "egal, 3 dae h ‚Bert, 


per Sans 209— 208,5 ärz 19,70 bez. 


Mat 19,90 131,00 Gd, Fe ruar 131,0 | 
5 ya Dar oun: 20 ieee e een ver S | Mair Sam 136, Br an. N 


dis 209 bezahlt. — Roggen lolo ver 1060 Ki —150 

nach nalität gef., ruſſicher 134—138 ab Bahn 2 aländiſcher 2700—26,00. — Roggenmehl Nr. 0 Juni⸗Juli 139 Mark Gd. — Werze: gel. , - Cir. per laufenden 
140 —147 do., per biefen Monat 140,5—141 bez., Januar Februar = 20.50. r. 0 u. 1 15 151300 per 10 . Brutto] Monat 191 Mark Gd — April⸗Mal 203 M. Gd. — Hafer: gel — 
bez per ehe März — bez., per April⸗ at 143—142,5 bez., 2 Sad. B.- u. O.⸗Bta.) &tr. ver lau Se Monat Zu Dr rk Br. — e —.— 
Mai⸗Juni 142 bez., Luc Jul do. — Gerſte loko per 1000 Kilo Stettin, 25. Januar. An der 8 mE 3 Bericht.) 1100 April⸗Mai 125,00 Mark bez. Rübsl feſt, gek. Ctr., loko 
ramm Mk. 120—195 nach Qualität gef. — Hafer loko per 1000] Wetter: Regen. + 3’ R. Barometer: 3 00 M. Br. Januar 71.00 Mart Br. Jau.⸗Februar 71,00 Mark Br. 
8 105-165 nach Onalität oft⸗ und weſt pren cer et (eh und höher, per a0 Kilo te a elber geringer 160 bis Fee. War 71,00 M. Br. April⸗Maf 70 0,50 M. Br. Mai⸗ 
120—140 bez., ruſſiſcher 110 — An, pommerſcher 125—142, le cher 5 Mk., el 185 —200 W. einer bis 20 M Bi geringer 160 50 M. Br. Seſtemder Oktbr 67 M. Br. — Spiritus ur 100 
125-142, 8 80 —, böhmiſcher 125 bis 142, fein weißer euffiicher 1% Mi mittel 1 1553 Si iner bis 10 m ar Be ahr Alter a 100 %) feſt, ‚— Ltr. Januar 47,60 Mark Gd. — 

— Bahn bez., per 55 — Wo nat — bez., April Kat 208 —209—208,5 Mk. b ats Juni per | Ianuar-TFebr. 47,60 15 Gd. Februar März —, — Des April⸗Mal 

— Erb ſen per I Risen amm Keane 150 195 Juni⸗Juli 210-211 gi re — Mogg en feſt, per 00 Kü el in | 49,20 M. bez. — Zink unverändert. 


Bie Worten Kommiſſion 


Meteorologiſche Beobachtungen zu Boten. 1878. 


Bin. | Woran 
48 


Es Saal, Futterwaare 135 bis 147 nach Qualität. — Raps ländiſcher 126 —136 M., ruſſiſcher 131-136 Mk, 7 — e Februar 
1000 Kilogramm 310—330 bezahlt. — Rübſen 310-325 bez. — | 137 Mk. nom., per Früb 15 140 Mark bez., per Mai⸗Juni 139.5 M. 
einzl loko per 100 Kilogramm ae get 64 bez. — Nübhl bez., per Junt⸗Juli — k. bez. — Gerſte ftille, per 1000 Kilo loco 
100 Kilo Rilog ramm (ofo ohne Faß 71,6 bez., mit Faß — bez., per biefen | Bräu⸗ 158-175 Mk., Futter» 128-145 Mk. — Hafer ftille, per 1000 
Monat 71,3 bezahlt, Januar⸗ Februar 71 bezahlt, April⸗Mai 70,8 | Kilo loco alter 146—1 Mk., neuer 125 —1406 Mark bezahlt. — Erbſen 
7 N. ver Mai⸗Juni 70,5 G., Iani-Juli — , — G., Sept „Olt.] obne Handel. — er ca per 100 Kilo loko ohne Faß bei 
67 b eiroleum (raffin.) (Stan dard white) per 100 Nilogramm All fl i dr Mark Br. „ per Januar 72 Mark Br., per 
mit Baß loko 25 bezahlt, per dieſen Monat 24,8 bezahlt, per Januar⸗ April⸗M 


Datum. 


Br., per September⸗Oktober 67 Mk. Br. — Spi- | 5 Ian. Nachm. 21 27° 2 13 SW =. bedeckt 
Februar do. do. bez., per Februar — bez., per Februar⸗März ey NEE; per 10,0% tier Proz. loko ohne Faß 47,2 Mark] 25. Abnds. 10 27“ 345 + 02ISW 2 trübe St Un 
— bez., per März⸗April — 8 — Spirtins per 100 „ter a 100 „ mit Faß 47 Mt bez., per Frühjahr 49,2 M. bez. u. Gd., per Mai⸗ 26. [Morgs. 61 27“ a2 — 2518 21 bedeckt Nebel 


—— π ] 


bern lasst Anlagewerthe fanden weni Beachtung; deutſche An⸗ 

leihen waren wenig verändert; aubländiſche Eiſenba n- Obligationen 
abgeſchwächt. Die zweite Stunde brachte auf Deckungen und auf 
Grund einer friedlicheren Auffaſſung der Lage eine bedeutende Er⸗ 
holung, welche namentlich auch die Notirung der ruſſiſchen Anleihen, 
ſowie der Kredit⸗Aktien a erhöhte. — Per Ultimo handelte 
man: Kredit Pin zu 370,50—368 50-373, Lombarden 130-131, 
Franzoſen 427 Lanzabütke 68 67, 7569, 75, Disfonto-Rom: 
a ey ite 20 0 55. 1 cose e aus wu 1 
an, Halberſtädter verloren 0,35, xki oſener Stamm⸗ is 
täten 0,75. Der Schluß war recht feſt. 5 


Berlin, 25. Januar. Das geſtrige Geſchäft hatte noch recht ein, welche namentlich ruſſiſche Anleihen abermals um J pCt. 10 5 . 
gt geſchloſſen; doch machte die Haltung den Eindruck als werde fie | und auch die übrigen Spielpapiere entſprechend drückte. Ob ſich die 
5 — & eſtützt. Um ſo ſtärker war die heutige Abſchwächung, deren 5 thatſächlich durch die vorliegenden politiſchen Meldungen 
nächſter Grund in dem Rücktritt Derby's geſucht wird. Die Speku⸗ | und Gerüchte in fo — Grade haben einſchlichtern laſſen, muß da⸗ 
lation ſah einen Krieg zwiſchen England und Rußland als unver⸗ hin Sete bleiben. Einen beſonderen Druck übte jedenfalls der Um⸗ 
meidlich an, und die Contremine trat ſofort mit gutem Erfolg in den | ftand, daß ſich die ſehr umfangreichen Hauſſe⸗ Engagement in 
Vordergrund. Kredit⸗Aktien fegten etwa 12 M., Franzoſen 7 M.,] ſchwachen Händen befinden, welche bis zuletzt immer auf das Ein» 
erden 4 M., Diskonto⸗Kommandit⸗Antheile 2 pCt., Laurablitte | treffen der Nachrichten vom Abſchluſſe eines Waffenſtillſtandes ge⸗ 
1 pCt., ruſſiſch⸗engliſche i 1 pCt. und andere Renten etwa | wartet haben, und fid je etzt Angeſichts der Nn ene Meldungen 
ar unter den geſtrigen Schluß⸗Kurſen ein. Trotzdem war der | und der begonnenen Ultimo-Regulirung zum Verkauf gezwungen 
erkehr nicht gerade ſehr "umfangreich und Dedungen ließen eben | fehen. — Auch rumäniſche Eiſenbahn⸗Papiere gaben unter Schwan: 
falls ſchnell eine kleine Erholung zur Geltung kommen. Doch ſchon | kungen nach. Andere Spielpapiere lagen ſtill. Eiſenbahnaktien bes 
nach Verlauf der erſten halben Stunde trat eine neue Ermattung haupteten ſich nur ſchwach. Bank⸗ und Induſtrie⸗Papiere blieben 
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omm. III. rz. 1005 | 89,50 b Bauten | 4,50 G boͤntx BR. Lit. B. 4 450 8 Erefeld⸗K. Kempen 5 0 B. 
Fonds⸗ u. Altien⸗Börſe. 5 8-&-9-Dr. l. 5 100 00 6 abt f Sud. . H.. 68,30 @ Gabat 4 350 8 Gera- Plauen Nees d 
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